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VERWALTUNGSGERICHT LÜNEBURG 

 

Az.: 1 A 388/01 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 
In der Verwaltungsrechtssache 

des Herrn A. Staatsangehörigkeit: vietnamesisch, 

Kläger, 

Proz.-Bev.: Rechtsanwälte Dannheisser und Partner, 
Schlüterstr. 14, 20146 Hamburg, - 2103210/nd -  

g e g e n  

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge , - Außenstelle 
Braunschweig -, 
Boeselagerstraße 4, 38108 Braunschweig, B. 

Beklagte, 

Beteiligt: 

Der Bundesbeauftragte für Asylangelegenheiten, 
Rothenburger Straße 29, 90513 Zirndorf 

Streitgegenstand: Asylrecht 

hat das Verwaltungsgericht Lüneburg - 1. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 
11. Mai 2005 durch C. für Recht erkannt: 
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Die Beklagte wird verpflichtet festzustellen, dass in der Person 
des Klägers die Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG 
hinsichtlich Vietnams vorliegen. Insoweit wird der Bescheid vom 
12. Dezember 2001 aufgehoben.  

Hinsichtlich des Asylbegehrens wird das Verfahren nach Klage-
rücknahme eingestellt. 

Gerichtskosten werden nicht erhoben. Die außergerichtlichen 
Kosten des Verfahrens tragen der Kläger und die Beklagte je 
zur Hälfte. Insoweit ist das Urteil vorläufig vollstreckbar.  

Die Beteiligten können die Vollstreckung wegen der Kosten 
durch Sicherheitsleistung in Höhe des jeweils festzusetzenden 
Kostenerstattungsbetrages abwenden, sofern nicht der jeweils 
andere Beteiligte zuvor Sicherheit in entsprechender Höhe leis-
tet. 

T a t b e s t a n d  

Dem Kläger geht es um die Feststellung eines Abschiebungsverbots bzw. von Abschie-
bungshindernissen. 

Der 1966 geborene Kläger buddhistischen Glaubens kam, nachdem er wegen eines 
Fluchtversuchs 1988/1989 für 3 Monate im Gefängnis war,  als vietnamesischer Staats-
angehörigkeit im Rahmen bilateraler Abkommen 1989 in die ehem. CSFR. Von dort reiste 
er im Mai 1991 in das Bundesgebiet ein und beantragte seine Anerkennung als Asylbe-
rechtigter, was mit Bescheid des Bundesamtes vom 18. September 1991 abgelehnt wur-
de; zugleich wurde festgestellt, dass auch ein Abschiebungsverbot nicht vorliegt. Die in-
soweit erhobene Klage wurde durch rechtskräftiges Urteil des Einzelrichters der Kammer 
vom 9. Dezember 1993 (1 A 848/91) abgewiesen. 

Im Dezember 2001 stellte der Kläger mit der Begründung einen Folgeantrag auf Anerken-
nung als Asylberechtigter bzw. als Flüchtling (§§ 51, 53 AuslG), er sei Mitglied einer exil-
politischen Organisation und betätige sich in entsprechender Weise seit 1997 auf vielen 
Veranstaltungen bis in die jüngste Zeit. Er setze sich für Menschenrechte und Religions-
freiheit in Vietnam ein. Ohne Anhörung wurde dieser Antrag durch Bescheid vom 12. De-
zember 2001 mit der Begründung abgelehnt, der Antrag scheitere an § 51 Abs. 3 VwVfG 
sowie daran, dass exilpolitische Betätigungen bei einer Rückkehr nicht mit beachtlicher 
Wahrscheinlichkeit zu einer Bestrafung führten. Auch Abschiebungshindernisse gem. § 53 
AuslG lägen unter diesen Umständen nicht vor. Der Kläger wurde unter Androhung der 
Abschiebung zur Ausreise binnen 1 Woche aufgefordert. 

Zur Begründung seiner am 18. Dezember 2001 erhobenen Klage erweitert und vertieft der 
Kläger seinen Standpunkt, als aktives Mitglied eines exilpolitisch weltweit tätigen - anti-
kommunistischen - Vereins, dessen Mitglieder in Vietnam verfolgt würden, müsse er bei 
seiner Rückkehr mit Inhaftierung und Verfolgung rechnen. 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesam-
tes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge vom 12. De-
zember 2001 zu verpflichten festzustellen, dass die Vorausset-
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zungen des § 60 Abs. 1 AufenthG bzw. § 60 Abs. 7 AufenthG 
erfüllt sind. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er verweist auf den angefochtenen Bescheid und dessen Gründe. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge-
richtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge der Beklagten verwiesen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  
 

Die zulässige Klage ist insoweit begründet, als es dem Kläger gemäß seinem Antrag (nur) 
noch um die Feststellung eines Abschiebungsverbotes gem. § 60 Abs. 1 AufenthG geht.  

Im Übrigen - wegen der ursprünglich begehrten Anerkennung als Asylberechtigter gem. 
Art. 16 a Abs. 1 GG - ist die Klage nach der Klagerücknahme in der mündlichen Verhand-
lung vom 11. Mai 2005 kostenpflichtig einzustellen (§§ 92 Abs. 3, 155 Abs. 2 VwGO).  

Auf Abschiebungshindernisse iSv § 60 Abs. 7 AufenthG – ggf. iVm der EMRK (vgl. dazu 
Urt. d. Nds. OVG v. 21.1.1997 – 10 L 1313/96 -) kommt es damit nicht mehr an. 

1. Maßgeblicher Zeitpunkt für die gerichtliche Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist 
jener der gerichtlichen Entscheidung, § 77 Abs. 1 AsylVfG. Für diesen Zeitpunkt ist eine 
Gleichsetzung retrospektiv-politischer Verfolgung iSv Art. 16 a GG mit einer prognosti-
schen Bedrohung iSv § 60 AufenthG nicht möglich. Der zeitliche Unterschied zwischen 
der zurückliegenden Verfolgungssituation und der prognostischen Einschätzung einer 
Bedrohung ist - von inhaltlichen Differenzen abgesehen - derart erheblich, dass eine 
Gleichsetzung nicht in Betracht kommt. 

2. Die Anerkennung als Flüchtling setzt in Anlehnung an Art. 33 Abs. 1 der Genfer Kon-
vention iVm § 60 Abs. 1 AufenthG voraus, dass dem Kläger bei einer Rückkehr in seine 
Heimat bei prognostischer Einschätzung eine asylerhebliche Beeinträchtigung oder Schä-
digung droht. Denn gem. § 60 Abs. 1 AufenthG darf ein Ausländer nicht in einen Staat 
abgeschoben werden, in dem sein Leben oder auch nur seine Freiheit wegen seiner Ras-
se, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist. Auch eine Bedrohung 
seiner Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 19 Abs. 2 EU-Grundrechtecharta) führt zu 
einem Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 1 AufenthG (vgl. Nr. 10 der Gründe Richtlinie 
2004/83/EG v. 29.4.2004; BVerwGE 89, 296; Renner, Ausländerrecht, 7. Auflage, § 51 
AuslG, Rdn. 4 m.w.N.). Die Verfolgung kann vom Staat ausgehen, aber auch von anderen 
Akteuren (§ 60 AufenthG).  

Soweit § 60 AufenthG voraussetzt, dass der Ausländer im Herkunftsland "bedroht" ist, 
lässt sie erkennen, dass eine beachtliche Wahrscheinlichkeit dieser Rechtsgutsverletzung 
bestehen muss und die bloße, selbst durch Präzedenzfälle bestätigte Möglichkeit allein 
noch nicht ausreicht. Andererseits reicht im Rahmen der erforderlichen Prognose eine 
beachtliche Wahrscheinlichkeit für den Eintritt künftiger politischer Verfolgung aus, so 
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dass insoweit nicht etwa eine „Sicherheit“ gegeben sein muss. Diese Wahrscheinlichkeit 
ist dann zu bejahen, wenn bei zusammenfassender Wertung des zur Prüfung gestellten 
Lebenssachverhalts die für die Verfolgung sprechenden Umstände ein größeres Gewicht 
besitzen und daher gegenüber den dagegen sprechenden Umständen auf der Grundlage 
einer Wertung überwiegen ( BVerwG, DÖV 1993, 389; OVG Lüneburg, Urt. v. 26.8.1993  - 
11 L 5666/92 - ). 

Die beachtliche Wahrscheinlichkeit einer Verletzung von Menschenwürde- und Freiheits-
rechten des Klägers ist hier auf der Grundlage einer entsprechenden Wertung gegeben. 

2.1 Ausgangspunkt dabei ist, dass der neu angefügte Abs. 2 des § 28 AsylVfG die An-
wendung des § 60 Abs. 1 AufenthG nur ganz ausnahmsweise, nämlich dann zu sperren 
vermag, wenn ausnahmslos rein subjektive Nachfluchtgründe geltend gemacht werden. In 
allen anderen Fällen, vornehmlich schon dann, wenn subjektive und objektive Nachflucht-
gründe nur miteinander verwoben sind, kommt der allgemeine Grundsatz des Art. 5 der 
gen. Richtlinie 2004/83/EG des Rates v. 29.4.2004 (Amtsblatt der EU v. 30.9.04 / L 
304/12) zur Geltung. Denn die Regelung des AufenthG stellt sich als Ausnahme iSv Art. 5 
Abs. 3 der gen Richtlinie 2004/83/EG dar und ist nach allgemeinen Auslegungsgrundsät-
zen eng auszulegen. Demzufolge ist auch die in § 28 Abs. 2 AufenthG enthaltene Regel 
eng auszulegen und jede von ihr abweichende Ausnahme - gemäß dem Grundsatz der 
gen. Richtlinie in Art. 5 - großzügig und weit. 

Im Übrigen stellt es einen objektiven Nachfluchttatbestand dar, wenn sich die politische 
Einstellung des Heimatstaates gegenüber regimekritischen Betätigungen verändert (so 
BVerwG, EZAR 206 Nr. 4). Das gilt angesichts der gen. Richtlinie 2004/83/EG mit ihrer 
grundsätzlichen Anerkennung von Nachfluchtgründen in besonderem Maße, so dass ge-
änderte Einstellungen und Verschärfungen bis hin zu Repressionen im Heimatstaat stets 
im Rahmen des § 28 Abs. 2 AufenthG als objektiver Nachfluchttatbestand heranziehbar 
und iSv § 60 Abs. 1 AufenthG bedrohungsrelevant sind. 

2.2 Soweit die ablehnende Entscheidung des Bundesamtes darauf zurückgeht, dass die 
Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 51 VwVfG für ein Wiederaufgreifen nicht erfüllt seien, 
ist dem Kläger zuzubilligen, dass er entsprechende Gründe selbstverständlich auch noch 
während des gerichtlichen Verfahrens jederzeit nachschieben kann (und deshalb nicht 
etwa noch bei der Beklagten jeweils erneut gesonderte Folgeanträge zu stellen hätte). 
Denn das gerichtliche Verfahren ist für derartige Gründe offen, § 77 AsylVfG. Dabei sind 
einzelne Wiederaufnahmegründe wie auch Dauersachverhalte - z.B. die Mitgliedschaft in 
einer Organisation oder Verschärfungen im Heimatland - zwar innerhalb von 3 Monaten 
nach deren Eintritt oder Beginn geltend zu machen, bei Verschärfungen oder Neuein-
schätzungen 3 Monate nach einer entsprechenden Neubewertung. Sachverhalte aber, die 
sich als Fortsetzung rechtzeitig eingeführter Grundsachverhalte darstellen, sind nicht in 
der dargestellten Weise fristgebunden. Hier genügt es, wenn der Grundsachverhalt schon 
einmal fristgemäß vorgetragen wurde. 

Bei der exilpolitischen Betätigung, die sich nicht auf einzelne „Aktionen“ reduzieren lässt, 
die aber auch durch stets neue Entschlüsse „getragen“ wird, genügt es, wenn sie anläss-
lich eines Entschlusses und einer Betätigung fristgerecht vorgetragen wurde. Liegt ein 
neuer oder erneuerter Entschluss regimekritischer Betätigung vor, ist der entsprd. Vortrag 
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fristgerecht, wenn er binnen 3 Monaten nach dem neuen Entschluss vorgebracht wird. Für 
die weitere Entwicklung und Einschätzung kommt es dann darauf an, in welchem Ausmaß 
eine regimekritische Betätigung mit asylrechtlicher Relevanz vorliegt.  

Auch beim Dauersachverhalt politischer Veränderungen und Verschärfungen im Heimat-
land reicht es aus, wenn die entsprechende Einschätzung einer Verschärfung, die sich bei 
schleichenden oder sich stufenweise darstellenden Entwicklungen nur schwer zeitlich ein- 
und abgrenzen lässt, einmal fristgerecht - in zeitlicher Nähe zu einer möglichen Neuein-
schätzung - in das Verfahren eingeführt wurde. Der weitere Vortrag kann dann darauf 
Bezug nehmen, da er nur deren Vertiefung dient. 

Diesen Anforderungen genügt der Vortrag des Klägers: 

2.2.1 Die vom Kläger im gerichtlichen Verfahren erst vorgelegten - überaus zahlreichen - 
Nachweise seiner exilpolitischen Betätigung in Deutschland sind als zulässigerweise 
nachgeschobene Gründe und Belege je für sich geeignet, die Zulässigkeitsvoraussetzun-
gen des § 51 VwVfG zu überwinden. Hierbei mag es sein, dass die reine Mitgliedschaft im 
gen. Verein nicht rechtzeitig vorgetragen wurde. Damit sind aber nicht auch exilpolitische 
Betätigungen anderer Art wie z.B. die Teilnahme an Demonstrationen pp. präkludiert. Es 
ist dem Kläger nicht versagt, solche Betätigungen als Anlass für ein Folgeverfahren vorzu-
tragen. Die These, entsprechende Betätigungen würden in Vietnam nicht beachtet bzw. 
erst ab einer höheren Schwelle Aufmerksamkeit finden, ist dann Teil des eröffneten Fol-
geverfahrens und kein Anlass, entsprechenden Vortrag unter Hinweis auf § 51 VwVfG 
erst gar nicht zu beachten. Insoweit ist anerkannt, dass die bloße Möglichkeit einer güns-
tigeren Entscheidung schon ausreicht (Thür.OVG, Urt. v. 6.3.2002 - 3 KO 428/99 -). Der 
materielle Anspruch auf Asyl oder Feststellung von Abschiebungsverboten bzw. -hinder-
nissen selbst ist noch nicht Gegenstand der (Vor-)Frage, ob ein Folgeverfahren durchzu-
führen ist (VGH Mannheim, AuAS 2000, S. 152). Daher braucht nicht festzustehen, dass 
die Sach- und Rechtslage anders als zuvor zu bewerten ist. Das muss nur möglich er-
scheinen. 

2.2.2 Auch die Änderung der Rechtslage im Hinblick auf das ab dem 1.1.2005 geltende 
Zuwanderungsgesetz, aber auch hinsichtlich der Richtlinie 2004/83/EG des Jahres 2004, 
welche vom Kläger im Jahre 2001 naturgemäß noch nicht vorgetragen werden konnte, 
rechtfertigt eine Befassung mit dem Folgeantrag, da es sich insoweit um eine erhebliche 
Änderungen der Rechtslage iSv § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG handelt.  

2.2.3 Ebenso rechtfertigen die Hinweise auf eine Veränderung der politischen und gesell-
schaftlichen Lage in Vietnam (Sachlage iSv § 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG), das „Drohen bzw. 
Bestehen von Verhaftungswellen“, die Verfolgung von Religionsangehörigen (Christen 
und Buddhisten) und die Aufstände des Jahres 2001 und 2004, die in der Presse kaum 
Erwähnung gefunden haben, eine Befassung mit dem Folgeantrag, da der Kläger diese 
Vorgänge naturgemäß noch nicht im Jahre 2001 vortragen konnte und dem Kläger dies-
bezüglich auch nur eine normale Zeitungslektüre angesonnen werden kann. Ihm kann es 
daher nicht als grobes Verschulden vorgehalten werden, wenn er den Dauersachverhalt 
einer Verschärfung der Verhältnisse in Vietnam erst nach Erkennbarkeit im gerichtlichen 
Verfahren vorgebracht hat.  
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2.3. In diesem Fall, dass nämlich die Voraussetzungen für ein Wiederaufgreifen des Ver-
fahrens gem. den §§ 71 AsylVfG, 51 VwVfG erfüllt sind, ist in Übereinstimmung mit dem 
Bundesverwaltungsgericht (vgl. BVerwGE 106, 171 = DVBl. 1998, 725 = NVwZ 1998, 861 
m.w.N.) davon auszugehen, daß eine Zurückverweisung des Verfahrens an das Bundes-
amt nicht mehr in Betracht kommt, vielmehr das Verwaltungsgericht selbst in der Sache 
durchzuentscheiden hat (§§ 113 Abs. 5 u. 86 Abs. 1 VwGO). Somit ist hier materiell-
rechtlich maßgeblich, ob in der Sache Abschiebungsverbote oder -hindernisse gegeben 
sind. 

2.4. Im maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung - Mai 2005 - stellt sich die 
Sach- und Rechtslage gegenüber dem Zeitpunkt der bundesamtlichen Entscheidung so 
dar, dass sich die Verhältnisse in Vietnam verändert, nämlich deutlich verschärft haben. 
Weiterhin ist im Europäischen Raum zwischenzeitlich die Richtlinie 2004/83/EG des Ra-
tes vom 29. April 2004 in Kraft getreten (am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union, Art. 39 der Richtlinie), die im Amtsblatt der Europäischen 
Union vom 30. September 2004 (L 304/12) veröffentlicht worden ist (nachfolgend: Richtli-
nie). Außerdem ist im deutschen Recht das Zuwanderungsgesetz vom 30. Juli 2004 
(BGBl. Teil I 2004, S. 1950) am 1. Januar 2005 in Kraft getreten. 

2.4.1 Die genannte Richtlinie ist bereits anwendbar, obwohl die Frist zur Umsetzung in 
das nationale Recht noch nicht abgelaufen ist (dazu Hoffmann im Asylmagazin 4/2005): 

„In einem Beschluss vom 29.12.2004 hatte der VGH Hessen sogar darüber hinausgehend und 
bezogen auf die sog. "Freizügigkeitsrichtlinie" nochmals ausdrücklich festgestellt, dass sich aus der 
Richtlinie bereits vor Ablauf der Umsetzungsfrist der gemeinschaftsrechtliche Stand der Freizügig-
keitsrechte entnehmen ließe (VGH Hessen, Beschluss vom 29.12.2004 - 12 CG 3649/04 -).“ 

Bei der somit gebotenen individuellen Prüfung aller Angaben des Klägers sowie der all-
gemeinen und persönlichen Umstände ergibt sich, dass der Kläger sich offenkundig um 
einen kohärenten und plausiblen Vortrag hinsichtlich seines Einsatzes für Demokratie und 
Menschenrechte sowie für Religionsfreiheit in Vietnam bemüht hat, so dass insgesamt die 
Glaubwürdigkeit der Kläger festgestellt werden kann (Art. 4 Abs. 5 Richtlinie). Damit be-
dürfen die Angaben und Aussagen der Kläger, der in der mündlichen Verhandlungen vom 
11. Mai 2005 einen überzeugenden Eindruck hinterließ, keines weiteren, über seine Aus-
sagen noch hinausgehenden Nachweises (Art. 4 Abs. 5 der gen. Richtlinie; vgl. auch 
BVerwGE 55, 82). 

2.4.2 Für die Frage, ob staatliche Maßnahmen auf die „politische Einstellung des Betrof-
fenen“ abzielen und sich als Bedrohung darstellen, kommt es stets auf die „Gesamtver-
hältnisse im Herkunftsland“ an sowie auf dortige (objektive) Veränderungen. Diese kön-
nen die beachtliche Wahrscheinlichkeit einer Bedrohung iSv § 60 Abs. 1 AufenthG nahe 
legen (vgl. BVerwG, InfAuslR 1994, S. 286 / S. 288). Somit ist eine Bedrohungslage unter 
Berücksichtigung der Genfer Konvention (§ 60 Abs. 5 AufenthG) einschließlich der EMRK 
sowie der Richtlinie 2004/83/EG im Sinne des § 60 Abs. 1 AufenthG schon bei einer Ge-
samtschau (Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, Loseblattsammlung Bd. 2 / Std. Sept. 2000, § 71 
Rdn. 88) mit hieraus ableitbarer Änderung der „Gesamtverhältnisse im Herkunftsland“, 
aber auch bei einer Veränderung der Lebensbedingungen und der behördlichen Reaktio-
nen auf politisches Engagement gegeben (Art. 4 Abs. 3  a der gen. Richtlinie 2004/83/EG; 
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VG Gießen, NVwZ 1997, Beilage Nr. 9, S. 69 f). Insoweit heißt es im Sinne einer aktuellen 
Lagebeschreibung in der FR v. 29.4.2005, S. 1: 

„Die Kommunisten lassen keine Meinungs-, Versammlungs- oder Gewerkschaftsfreiheit zu, unter-
drücken jede Opposition, kontrollieren Medien und Internet. ´Vietnams elende Menschenrechtslage 
ist in neue Tiefen gesunken´, schrieb 2003 die Organisation Human Rights Watch. 2004 berichtete 
HRW, die Lage habe sich noch verschlimmert. Dissidenten würden verhaftet, manche gefoltert. 
Besonders gefährlich lebten Mitglieder ethnischer und religiöser Minderheiten, vor allem Buddhis-
ten und Christen im Hochland“.  

Das politische Engagement eines Einzelnen ist nur ein Anknüpfungspunkt für staatliche 
Registrierungen, (Gegen-) Aktionen, Reaktionen und Repressionen. „Dissidenten sind 
Repressionen seitens der Regierung ausgesetzt“ (so auch der Lagebericht AA v. 12.2. 
2005, S. 5). Insoweit ist heute - 2005 - zu berücksichtigen, dass sich Vietnam inzwischen 
„als eines der repressivsten Regime in Asien“ erwiesen hat (so D. Klein in „Aus Politik und 
Zeitgeschehen“, hrsg. v. d. Bundeszentrale für politische Bildung, B 21-22/2004, S. 5): 

 „Vietnam erwies sich auch 2003 als eines der repressivsten Regime in Asien...; offene Gewalt auf 
der Straße, Telefonterror und willkürliche Verhaftungen sind an der Tagesordnung. Vietnam gehört 
zweifellos zu den schlimmsten Feinden der Menschenrechte und Unterdrückern der Pressefreiheit 
in Südostasien“ (Klein, aaO., S. 5)  

Weiterhin ist insoweit zu berücksichtigen, dass nach den derzeitigen Erkenntnissen (vgl. 
AA Lagebericht v. 12.02.2005) aktive Gegner des Sozialismus und des „Alleinherrschafts-
anspruchs der KPV“ inhaftiert oder bestraft werden können und hieran „auch das neue 
StGB nichts ändert“ (Lagebericht, aaO., S. 5). In Vietnam werden demgemäß „alle elekt-
ronischen und Printmedien des Landes durch die Regierung überwacht, das Internet ein-
geschlossen“ (Lagebericht, aaO. S. 6). Viele Journalisten üben „Selbstzensur“. Versuche, 
mit politischen Flugblättern oder Zeitungen Resonanz in der Bevölkerung zu erzeugen, 
„werden strikt unterbunden“ (Lagebericht, aaO. S. 6).   

Gegen diese Gesamteinschätzung spricht nicht, dass der vietnamesische Pater Nguyen 
Van Ly - Shalompreisträger des Jahres 2004 -, der sich beharrlich für Religions- und Mei-
nungsfreiheit in Vietnam eingesetzt hat und seit 1983 wiederholt willkürlich angeklagt und 
verurteilt wurde, anlässlich des Tet-Festes jetzt (2005) offenbar vorzeitig aus der Haft ent-
lassen wurde - einer Haft, die er zeitweise unter menschenunwürdigen Bedingungen in 
Isolationshaft verbringen musste (so die Eichstätter Ortsgruppe von ai v. Febr. 2005). 
Denn die allgemeine Menschenrechtslage, wie sie sachkundigen Beobachtern der Lage in 
Vietnam beurteilt wird, hat sich dadurch noch nicht grundlegend verändert. 

Indiz dafür, dass es vielmehr sogar eine bis nach Deutschland reichende, gezielte Verfol-
gung von Regimegegnern aus Vietnam gibt, ist die aus Vietnam bei der Staatsanwalt-
schaft Lüneburg am 17. März 2005 eingegangene Anzeige gegen einen vietnamesischen 
Staatsbürger, der hier als Flüchtling anerkannt wurde (Az. 1107 Js 6546/05).   

Dass in Vietnam nach wie vor kritische bzw. abweichende Meinungen unterdrückt und 
ggf. verfolgt werden, ergibt sich auch aus dem Jahresbericht 2004 von amnesty internati-
onal (Vietnam, S. 414 ff.), wo dargestellt ist, dass unabhängigen Menschenrechtsbeob-
achtern sogar der Zugang zum Land verweigert wird (S. 415 r. Spalte) und die Justiz ge-
gen Regierungskritiker vorgeht.  
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Denn Meinungsfreiheit wird in Vietnam als Gefährdung des Staates verstanden. Schon 
öffentliche Stellungnahmen im Internet für „Demokratie“ und „hoffnungsvolle Anzeichen“ 
dafür werden mit unverhältnismäßig hohen (Verfolgungs-)Strafen belegt (vgl. dazu den 
Country Report des Englischen „Home Office“ v. April 2004), etwa mit 13-jähriger Ge-
fängnisstrafe, die vom vietnam. Supreme court auf dann immer noch 5 Jahre herabge-
setzt wurde: 

6.85 According to a report in the Economists dated 30 August 2003, there has been was a 
discernible trend towards clamping down on dissidents using the Internet to challenge the 
position of the CPV in 2003. [3p] As reported by Human Rights Watch on 24 August 2003, 
in June 2003, Dr Pham Hong Song was given a 13-year jail term for posting essays on the 
internet with provocative tittles such as “What is Democracy” and “Hopeful Signs for De-
mocracy in Vietnam.” [5h] 
6.86 On 26 August 2003, Human Right Watch reported than Vietnam’s 
Supreme Court had cut Pham’s sentence to five years. [5i] 

 
Für die Richtigkeit dieser Darstellung spricht, dass nach der Stellungnahme des „Arbeits-
kreises für Gerechtigkeit und Frieden an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt“ 
v. Juni 2004 die Verhältnisse in Vietnam so liegen, dass 

„Menschenrechtsverletzungen an Andersdenkenden und Intellektuellen sowie die Unterdrückung 
von ethnischen und religiösen Minderheiten ... an der Tagesordnung sind“. 

Nach einer Meldung von amnesty international v. 2.1.2004 wurde beispielsweise Dr. 
Nguyen Dan Que lediglich aufgrund einer Stellungnahme zum Fehlen von Informations-
freiheit festgenommen, nachdem er 1998 aufgrund einer Amnestie frei gekommen war 
und sich zuvor für die Wahrung der Menschenrechte eingesetzt und deshalb in der Ver-
gangenheit ca. 18 Jahre in vietnamesischen Gefängnissen zugebracht hatte (vgl. dazu 
auch ai-Jahresbericht 2004, S. 416). Für das Menschenrechtsdefizit spricht auch die Ver-
weigerung der Einreise von langjährig im Ausland verbliebenen Vietnamesen durch viet-
namesische Behörden (vgl. dazu die sog. „N-Listen“ beim Nds. Landeskriminalamt und 
die Rückführungsschwierigkeiten bei der Grenzschutzdirektion Koblenz, Urt. des VG Lü-
neburg, InfAuslR 2002, 367 m.w.N.) 

2.4.3 Die dem Kläger als einem fundamental „Andersdenkenden“ bzw. Dissidenten bei 
einer Rückkehr nach Vietnam drohenden Maßnahmen der vietnamesischen Sicherheits-
kräfte haben als Objekt des in ihnen liegenden Verfolgungseingriffs primär allerdings nicht 
die bloße Religionsfreiheit (als forum internum) zum Gegenstand, sondern seine leibliche 
Unversehrtheit, seine physische Freiheit sowie seine Versammlungs- und Meinungsfrei-
heit sowie schließlich seine Freiheit, sich für die eigene Religion öffentlich auszusprechen 
und einzusetzen (Art. 10 Abs. 1 b der Richtlinie). Leib, Leben und persönliche Freiheit 
sind asylrechtlich ähnlich absolut geschützt wie nach allgemein menschenrechtlichen 
Normen (vgl. Art. 5 EMRK). Der Rechtscharakter als asyrelevante (Verfolgungs-) Maß-
nahme ergibt sich aus der Anknüpfung an die im Demonstrationsverhalten zu Tage getre-
tenen abweichenden religiös-politischen Überzeugung des Klägers, deretwillen die Be-
drohung und Verfolgung stattfindet. Die Unterscheidung zwischen einer Religionsaus-
übung im internen und im externen Bereich ist weder für die Einstufung der Freiheitsent-
ziehung und der Einschränkung der Versammlungs- und Meinungsfreiheit als Verfolgung 
noch als asylrelevante politische Maßnahme von Bedeutung. Darauf kommt es hier nicht 
an.  
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2.4.4 Die politisch motivierte Einschränkung der allgemeinen Religionsfreiheit in Vietnam, 
die vom vietnamesischen Staat eingesetzt wird, um religiöse Organisationen aller Art zu 
kontrollieren und zu verfolgen, ist für den entsprechend engagierten Kläger somit Anknüp-
fungspunkt und Motiv für sein - berechtigtes - Meinungsäußerungs- und Demonstrations-
verhalten in Deutschland. Er hat mit ehemaligen politischen Häftlingen des kommunisti-
schen Systems diskutiert (Bl. 86 GA), am 24. Mai 2003 an der Diskussion „Die Verletzun-
gen der Religionsfreiheit in Vietnam“ mit katholischen und buddhistischen Kirchenvertre-
tern teilgenommen (Bl. 103 GA) und zudem einen überaus kritischen Artikel für die Zei-
tung „Dan Viet“ geschrieben, in dem es z.B. heißt, da die Kommunisten 

„Angst haben, von Religionen entlarvt zu werden - also wie Leprakranke vorm Sonnenlicht 
- verbieten sie sie. Sie reden von der revolutionären Moral, sind aber selbst unverschämt 
und gewissenlos“. 

Dieser Artikel ist durch den Vorsitzenden seiner exilpolitischen Organisation in das Inter-
net eingestellt worden, also zumindest den vietnamesischen Sicherheitskräften bekannt 
geworden. Als somit engagierter Anhänger eines freiheitlichen Gesellschaftssystems hat 
er im Falle seiner Rückkehr nach Vietnam mit großer Wahrscheinlichkeit staatliche Ver-
folgungsmaßnahmen zu erwarten, zumal er sich für seine Auffassungen und Ansichten in 
hohem Maße glaubwürdig engagiert. Angesichts der dargestellten Menschenrechtslage 
(s.o.) in Vietnam ist daher bei einer prognostischen Einschätzung zu erwarten, dass der 
Kläger schon aus diesem Grunde seines religiös motivierten Engagements Verfolgungs-
maßnahmen ausgesetzt sein wird, zumal sich die allgemeine Lage und jene für einzelne 
Andersdenkende oder Dissidenten in Vietnam verschärft haben dürfte. 

Hierbei ist davon auszugehen, dass der gesamte Vortrag des Kläger eine politische Über-
zeugung widerspiegelt, die auf die Wahrnehmung von Freiheitsgrundrechten zurückgeht:  

„Politische Überzeugung“ sollte im weitesten Sinn verstanden werden und jede Meinung zu jeder 
Angelegenheit einschließen, auf die der Staatsapparat, die Regierung, die Gesellschaft oder die 
Politik Einfluss nehmen. Dazu kann auch eine Meinung zu den Rollenbildern der Geschlechter 
gehören. Auch unangepasstes Verhalten, das den Verfolger veranlasst, der Person eine politische 
Überzeugung zuzuschreiben, fällt in diese Kategorie. An sich gibt es in diesem Sinn keine imma-
nent politische oder immanent unpolitische Tätigkeit, doch kann ihr Wesen anhand des Gesamtbil-
des des Falles bestimmt werden. Ein mit politischer Überzeugung begründeter Antrag setzt hinge-
gen voraus, dass der Antragsteller oder die Antragstellerin Auffassungen vertritt oder vermeintlich 
vertritt, die von den Behörden oder der Gesellschaft nicht toleriert werden, da sie Ausdruck einer 
kritischen Haltung gegenüber ihrer Politik, Tradition oder Methodik sind. Voraussetzung ist ferner, 
dass diese Ansichten den Behörden oder den betreffenden Teilen der Gesellschaft zur Kenntnis 
gelangt sind oder gelangen könnten oder von diesen den Antragstellenden unterstellt werden. Eine 
solche Meinung muss nicht unbedingt zum Ausdruck gebracht worden sein, und es ist auch nicht 
erforderlich, dass bereits irgendeine Form von Diskriminierung oder Verfolgung stattgefunden hat. 
Unter diesen Umständen müssten bei der Entscheidung, ob begründete Furcht vorliegt oder nicht, 
die Folgen berücksichtigt werden, die Antragstellende mit einer bestimmten politischen Einstellung 
zu tragen hätten, wenn sie in dieses Land zurückkehren würden.“  
(UNHCR Richtlinie zum internationalen Schutz v. 7.5.2002 / HCR/GIP/ 02/01 Rdn. 32): 
 
Bei einer derartigen Folgenbetrachtung ist hier für den Kläger einzubeziehen, dass in Viet-
nam gerade die (politische) Gesinnung, das Denken, die Einstellung sehr genau kontrol-
liert und überwacht wird. Ein Staatsbürger, die bereits durch abweichendes Verhalten wie 
Fluchtversuche in der Vergangenheit (1988/89) aufgefallen ist, deshalb in Vietnam für 3 
Monate im Gefängnis war und der sich zusätzlich im westlichen Ausland exilpolitisch sehr 
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engagiert betätigt hat, dürfte mit großer Wahrscheinlichkeit aus Gründen seiner abwei-
chenden politischen Gesinnung erheblich diskriminiert und verfolgt werden. 

Denn der vietnamesische Staat ist mit seinen Organen gegenüber Religionsgemeinschaf-
ten und entsprechenden Organisationen einschließlich ihrer Anhänger bzw. Mitglieder 
nicht tolerant. Sämtliche Gesetze, die (allerdings nur) theoretisch eine Religionsfreiheit 
garantieren, stehen in Vietnam unter dem Vorbehalt, dass die Freiheit nicht dazu miss-
braucht werden dürfe, den oft unbestimmt gehaltenen Gesetzen und der Politik Vietnams 
- einer Diktatur - zuwiderzuhandeln. Derartige Klauseln einschließlich ihrer politisch moti-
vierten Auslegung stellen von jeglicher Gesetzesbindung frei und erlauben in der tagtägli-
chen Praxis eine „weitgehende Einschränkung“ des entsprd. Rechts auf Religionsfreiheit 
(AA Lagebericht v. 12.2.2005). Politisches, soziales oder sonstiges Engagement ist den 
Religionsgemeinschaften daher strikt untersagt und wird staatlich verfolgt. Die Unruhen im 
zentralen Hochland im Februar 2001 müssen daher auch im Kontext dieses Konfliktes um 
Religionsfreiheit gesehen werden (AA Lagebericht v. 12.2.2005, S. 8).  

Der Kläger hat in der mündlichen Verhandlung vom 11. Mai 2005 glaubwürdig dargestellt, 
dass sein Engagement und seine Teilnahme an Demonstrationen letztlich darauf abzie-
len, mehr Freiheit und Demokratie in Vietnam zu erreichen, dass es ihm darum geht, für 
Vietnam Wege der Demokratisierung und Freiheit zu suchen, dass er für sich den Ent-
schluss gefasst hat, all das, was er in Europa über Demokratie und Menschenrechte ge-
lernt hat, auch auf Vietnam anzuwenden. Als Anhänger einer demokratisch-freiheitlichen 
Gesellschaftsform und des Buddhismus ist er daher im Falle einer Rückkehr nach Viet-
nam gefährdet.  

Vgl. dazu Amnesty international im Länderbericht Vietnam v. Juni 2001: 

„Die Artikel 69 und 70 der vietnamesischen Verfassung von 1992 garantieren Meinungs- und Reli-
gionsfreiheit. Die Verfassung besagt aber auch, dass "niemand die Religion missbrauchen darf, um 
Gesetze und Praktiken des Staats zu verletzen". Diese Einschränkung der freien Religionsaus-
übung wird von der vietnamesischen Regierung eingesetzt, um religiöse Organisationen unter ihre 
Kontrolle zu bringen. Einige religiöse Gruppen, wie z.B. die buddhistische Unified Buddhist Church 
of Viet Nam (UBCV), die buddhistische Religionsgemeinschaft Hoa Hao, der katholische Orden 
Congregation of the Mother Co-Redemptrix (CMC) oder Protestanten aus dem Norden des Lan-
des, versuchen, unabhängig vom Staat zu wirken. Mitgliedern dieser Gruppen drohen Verfolgung 
und Inhaftierung. Von Inhaftierungen sind sowohl Angehörige des Klerus, als auch Laien betrof-
fen.“  
Vgl. dazu auch den Sachverständigen Dr. Will in seiner Stellungnahme v. 16.6.1999 an 
das VG Freiburg: 

“Im vietnamesischen StGB werden die in der Verfassung aufgeführten Prinzipien präzisiert. So gibt 
es in Art. 81 c der vietnamesischen StGB den Straftatbestand “Verbreitung von Zwietracht zwi-
schen religiös Gläubigen und Nicht-Gläubigen sowie zwischen religiös Gläubigen und der Volks-
macht sowie den gesellschaftlichen Organisationen”. Für diesen Straftatbestand ist eine Gefäng-
nisstrafe zwischen fünf und fünfzehn Jahren vorgesehen; in minder schweren Fällen zwischen zwei 
und sieben Jahren. Außerdem wird in Art. 199 des vietnaniesischen StGB der Straftatbestand: 
“Betreiben abergläubischer Praktiken” aufgeführt, für den eine Gefängnisstrafe zwischen drei Mo-
naten und drei Jahren, in besonders schweren Fällen zwischen zwei und zehn Jahren vorgesehen 
ist. Angesichts der in Vietnam praktizierten oftmals sehr weitgehenden Auslegung von Bestimmun-
gen des StGB stehen hiermit genügend Möglichkeiten zur Verfügung, um die Aktivitäten von Reli-
gionsgemeinschaften und deren Mitgliedern durch strafrechtliche Maßnahmen stark einzuschrän-
ken.  
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In den vergangenen Monaten ist außerdem eine zunehmende Nervosität der staatlichen Behörden 
Vietnams gegenüber den Religionsgemeinschaften zu beobachten. Da die wirtschaftliche Entwick-
lung längst nicht mehr so gut läuft wie zu Beginn der neunziger Jahre, die sozialen Probleme aber 
rasant zugenommen haben und die sozialistische Ideologie durch die wirtschaftliche Reformpolitik 
erheblich an Glaubwürdigkeit verloren hat, ist in Vietnam eine wachsende Orientierungslosigkeit 
entstanden, die viele Vietnamesen dazu bewogen hat, sich Religionsgemeinschaften zuzuwenden, 
die ein gültiges System von Werten und Erlösung aus der gegenwärtigen Misere versprechen. Von 
staatlicher Seite wird dies jedoch nur als Versuch gesehen, die staatliche Ordnung mit Hilfe und 
unter dem Deckmantel der Religion zu untergraben. Die vietnamesische Regierung sah sich daher 
auch veranlaßt, am 19.4.1999 ein Dekret über die Zulässigkeit religiöser Aktivitäten zu erlassen, in 
dem gefordert wird, die entsprechenden Vorschriften rigoros anzuwenden, um jeden Mißbrauch 
der Religion im Kampf gegen die Volksmacht zu unterbinden.” (...) 

Vgl. dazu auch ai-Jahresbericht 2004 S. 417: 

„Ungeachtet aller Bemühungen der Regierung, die Verbreitung unliebsamer Informationen zu ver-
hindern, wurden immer wieder Vorwürfe über repressive Maßnahmen publik: So sollen vor allem 
im Zentralen Hochland Mitglieder verbotener protestantischer Kirchen bei Dorfversammlungen zur 
Abgabe von Erklärungen über den Verzicht auf ihren Glauben gezwungen worden sein.“ 

Bekannt wurde auch, dass der buddhistische Mönch Thich Tri Luc nach seiner Flucht und 
Anerkennung als Flüchtling in Kambodscha von vietnamesischen Agenten in sein Her-
kunftsland Vietnam (zurück-)verschleppt und hier in einem Prozess nach Art. 91 vietStGB 
angeschuldigt worden ist. Das Bekanntwerden seines Schicksal rief internationale Empö-
rung hervor, sein Prozess wurde verschoben (ai-Jahresbericht 2004, S. 417). 

Der Kläger wird im Hinblick auf sein Demonstrationsverhalten in Vergangenheit und Ge-
genwart wie im Übrigen auch durch seine AsylantragsteIlung in Vietnam somit als aktiver 
Regimegegner, als Andersdenkender, als Dissident angesehen werden.  

Denn politische Betätigung - ob nun im In- oder Ausland - wird in Vietnam nach wie vor 
regelmäßig verfolgt und hart bestraft. Vgl. dazu das Gutachten von G. Will v. 2. Mai 2003:  

„2. Bis zu dem oben unter 1) geforderten Beweis des Gegenteils muss davon ausgegan-
gen werden, dass Verfasser regimekritischer Internetbeiträge wie Verfasser regimekriti-
scher Zeitschriftenbeiträge im Falle einer Rückkehr nach Vietnam mit einer Bestrafung 
rechnen müssen. Die entsprechenden Artikel des vietnamesischen StGB lassen hier keine 
Zweifel zu. Für die Erhebung einer Anklage spielt das Ausmaß der regimekritischen Aktivi-
täten keine entscheidende Rolle. Wichtiger ist vielmehr, ob der oder die Beschuldigte gute 
Beziehungen zu hohen Führungspersönlichkeiten hat, die bereit sind, ihn zu schützen oder 
ob der oder die Beschuldigte selbst zur Nomenklatura gehört bzw. gehört hatte, sodass ei-
ne Anklageerhebung und Verurteilung zu unerwünschten politischen Folgen führen könn-
ten. Das Ausmaß der regimekritischen Aktivitäten wird allenfalls bei der Zumessung des 
Strafmaßes Berücksichtigung finden. 

Meine diesbezüglichen Erwartungen stützen sich zunächst auf die auch Ihnen bekannten 
drakonischen Haftstrafen, mit denen in jüngster Zeit regimekritische Internetaktivisten ver-
urteilt wurden, obwohl einige von ihnen keineswegs zum Sturz des Regimes aufgerufen, 
sondern lediglich die Politik der Regierung gegenüber der VR China kritisiert hatten. Es ist 
weder aus logischen Gründen noch von den Bestimmungen des vietnamesischen StGB 
her betrachtet einzusehen, warum ein regimekritischer Internetaktivist, wenn er im Inland 
agiert, hart bestraft wird, aber wenn er vom Ausland aus agiert, straffrei ausgehen soll. 
Falls es noch eines Beweises bedurft hätte, so hat eine Reihe von wütenden Angriffen auf 
regimekritische Internetbeiträge, die Mitte April dieses Jahres in der Armee-Zeitung er-
schienen sind, deutlich gemacht, dass die vietnamesische Führung entschlossen ist, ge-
gen "feindliche Kräfte", ganz gleich ob sie im Inland oder vom Ausland aus sich des Inter-
nets bedienen, um ihre regimekritischen Vorstellungen zu verbreiten, mit aller Härte vorge-
hen und die Kontrolle über das Internet weiter verschärfen wollen.  
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Somit ist es für Verfolgungsmaßnahmen in Vietnam unerheblich, in welchem Maße exilpo-
litische Betätigungen vorliegen. Entscheidend sind vielmehr Beziehungen in Vietnam 
selbst, über welche der Kläger nicht verfügt, oder aber Zufälligkeiten anderer Art.  

2.4.5 Weiterer Anknüpfungspunkt für Verfolgungsmaßnahmen gegen den Kläger ist die 
Tatsache, dass es in Vietnam sog. „administrative Haftstrafen“ auf der Grundlage der 
Regierungsverordnung Nr. 31-CP v. 14. April 1997 (Lagebericht d. Ausw. Amtes v. 26.2. 
1999) gibt, für deren Verbüßung mittlerweile in nahezu jeder vietnamesischen Provinz ein 
zentrales Lager eingerichtet worden ist. (vgl. Der Einzelentscheider-Brief v. Febr. 1999). 
Die Präsidenten der „Volkskomitees“ auf Provinzebene dürfen hiernach jede Person bis 
zu 2 Jahren ohne Gerichtsverfahren inhaftieren - und auch verbannen (AA Lagebericht v. 
12.2. 2005, S. 6). Es ist allerdings unklar, welche Personen aufgrund welcher Erkenntnis-
se in die unstreitig existierenden Arbeits- und Verbannungslager verbracht und dort - 
durch welche Methoden auch immer - „abgestraft“ werden. Angesichts des engagierten 
Verhaltens des Klägers bei Demonstrationen in Deutschland liegt es unter Wahrschein-
lichkeitsgesichtspunkten sehr nahe, dass der Kläger bei einer Rückkehr - wie befürchtet - 
mit einer längeren Administrativhaft oder vergleichbaren Maßnahmen belegt werden wird. 

Amnesty International geht nämlich davon aus, dass politisch Andersdenkende („Illoyale“) 
und Oppositionelle, die ihre abweichende Gesinnung einmal offenbart hätten, mit Mitteln 
staatlicher Maßnahmen aller Art, des Strafrechts sowie durch Haft - ohne jeden Prozess - 
in Vietnam drastisch verfolgt würden. Auch durch die ai-Stellungnahme gegenüber dem 
VG Neustadt/Wstr. vom 7.1.1997 wird bestätigt, dass „regimekritisches“ Verhalten, wozu 
in Einzelfällen auch schon humanitäre Hilfsaktionen zugunsten von Überschwemmungs-
opfern im Mekong-Delta zählen können (siehe FR v. 17.8.1995), ggf. hart bestraft wird, 
u.zw. auf der Grundlage der Staatsschutzvorschriften oder administrativer Haft (s.o.). 
Auch andere Erkenntnisquellen belegen diese Tendenz der harten Bestrafung „antisozia-
listischer Tätigkeit“ (AA Lagebericht v. 12.2.2005, S. 5; ai-Jahresbericht 2004, S. 414 f.;   
ai-Stellungn. v. 2.2.1999, ai-Schr. v. 5.11.1996 an VG Frankf./Oder; Prof. Lulei, Schr. v. 
24.2.1998 an VG Frankfurt/Oder; Stellungn. Dr. G. Will an VG Berlin v. 17. Nov. 1999). 

Nach einem Artikel des Sicherheitsministers in der Parteizeitung Nhân Dân vom 18.8. 
2000 müsse die Regierung den „feindlichen Kräften unter den im Ausland lebenden Viet-
namesen“ mit der ganzen Härte des Gesetzes begegnen. Von einer Schwelle exilpoliti-
scher Betätigung oder Exponiertheit als Voraussetzung für staatliche Maßnahmen ist hier 
nicht die Rede gewesen, so dass potentiell jeder engagiert Andersdenkende, der das ge-
zeigt hat, betroffen sein kann. 

Es bedarf keiner weiteren Ausführungen dazu, dass durch administrative Maßnahmen der 
in Vietnam ausdrücklich zugelassenen Art (vgl. AA Lagebericht v. 12.2.2005, S. 5) gegen 
Art. 7 EMRK (Keine Strafe ohne Gesetz) verstoßen wird, zumal aus der RegierungsVO 
Nr. 31-CP nicht hervorgeht, unter welchen Voraussetzungen im Einzelnen administrative 
Haftstrafen verhängt werden dürfen. Derartige Maßnahmen „unterminieren die verfas-
sungsmäßig verbrieften Grundrechte“ (AA Lagebericht v. 12.2.2005, S. 5).  

Der vietnamesische Dissident Doan Viet Hoat warnte im Februar 1999 denn auch davor 
zu glauben, dass ein wirtschaftlich prosperierendes Land automatisch schon demokrati-
sche Strukturen entfalte; bei einer Abschiebung regierungskritischer Vietnamesen drohe 
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ihnen vielmehr Unterdrückung (so FR v. 6.2.1999). Schon das „Lesen“ regierungskriti-
scher Zeitungen kann Verfolgungsmaßnahmen des vietnamesischen Staates auf der 
Grundlage der Administrativhaft nach sich ziehen (IGFM Januar 1997, S. 23; Lagebericht 
des AA v. 1.4.2003), so dass Meinungsbekundungen und das öffentliche Eintreten dafür - 
wie es der Kläger getan hat - erst recht dazu führen dürfte. Auf eine „breite Öffentlich-
keitswirkung“ kommt es wegen der permanenten territorialen Gesinnungskontrolle in Viet-
nam nicht an. Aktive und überzeugte Gegner des Sozialismus und des Alleinherrschafts-
anspruchs der KP sind stets gefährdet und werden als „politische Straftäter“ härter als 
andere abgestraft (durch Isolationshaft, Limitierung von Besuchen, Briefzensur), vgl. dazu 
den Lagebericht AA v. 12.2.2005, S. 8. Da Vietnam bislang nicht der VN-Anti-Folter-
konvention beigetreten ist, können zudem Folterungen bzw. „einzelne Übergriffe von Si-
cherheitsorganen“ (Lagebericht AA v. 12.2.2005) in keiner Weise ausgeschlossen wer-
den. Das Schmuggeln von Flugblättern mit antikommunistischen Inhalten reicht hierfür 
regelmäßig schon aus (so ai -Jahres-bericht 2002, S. 604) 

2.4.6 Aufgrund dieser vielschichtigen, von alten Dogmen und einem Kurs der Erneuerung 
sowie einer - allerdings ins Stocken geratenen (vgl. Nürnberger Zeitung v. 30.6.1999, FAZ 
v. 2o.3.1999, Dr. Will v. 16.6.1999) - wirtschaftlichen Öffnung des Landes bestimmten 
Situation Vietnams ist eine Prognose zum Verhalten vietnamesischer Behörden bei der 
Anwendung des vietStGB und der Befugnis zur administrativen Haft nicht abzugeben - 
zumal ein politisch begründeter Entscheidungsspielraum einschließlich offener Willkür 
gerade bei Justizakten zum Staats- und Selbstverständnis Vietnams gehört. Es ist damit 
mehr oder weniger dem Zufall überlassen, ob jemand repressiv „behandelt“ wird oder 
nicht. Richter werden nach ihrer politischen Zuverlässigkeit ausgesucht und haben den 
politischen Organen strikt zu gehorchen. Willkürliche Verhaftungen finden statt, wobei das 
formale Recht, einen Beistand hinzuzuziehen, nicht eingehalten wird (so Einzelentschei-
der-Brief Febr. 1999).  

Staatliche Repressionen hängen oft von lokalen Gegebenheiten ab (Lagebericht AA v. 
12.2.2005, S. 9). Allein der Besitz antikommunistischer Flugblätter kann für eine Verurtei-
lung ausreichen, Kritiker der regierungsamtlichen Politik werden schikaniert (ai-Jahres-
bericht 2002, S. 604). Der Sachverständige Dr. G. Will hat sich diesbezüglich wie folgt zur 
Lage in Vietnam gutachterlich geäußert (Stellgn. v. 14.9.2000 an VG München, S. 3): 

„Berücksichtigt man all diese Faktoren, so wird zumindest erklärbar, warum manche auch gegen-
über ausländischen Medien geäußerte Auffassungen prominenter Oppositioneller ohne nennens-
werte Sanktionen und Repressionen hingenommen werden, während kritische Anmerkungen eines 
unbekannten Bürgers sehr schwerwiegende Bestrafungen nach sich ziehen können.“ 

Die Gefahr einer Bedrohung iSv § 60 Abs. 1 AufenthG besteht dabei generell für Perso-
nen, die in Opposition zur gegenwärtigen Regierung und herrschenden Ideologie stehen 
und öffentlich Aktivitäten unternehmen bzw. (wie der Kläger) bereits unternommen haben 
- Aktivitäten, die gegen die Regierung und deren Linie, die Kommunistische Partei, die 
Einheit des Staates oder das internationale Ansehen Vietnams gerichtet sind. Im Falle 
eines auffälligen, inhaltlich regimekritischen, von der Parteidoktrin abweichenden Verhal-
tens kann die Wahrscheinlichkeit einer politischen Verfolgung - mit der erforderlichen Be-
achtlichkeit - ohne weiteres angenommen werden (vgl. dazu OVG Saarland, aaO.; vgl. die 
Äußerungen des vietn. Dissidenten Doan Viet Hoat lt. FR v. 6.2.1999; vgl die ai-
Stellungnahme v. 2.2.1999).  



 

 

- 14 -

Somit ist es (prognostisch) beachtlich wahrscheinlich, dass der Kläger bei einer Rückkehr 
nach Vietnam „bedroht“ ist (§ 60 Abs. 1 AufenthG). Der Kläger ist folglich als Flüchtling 
iSv § 3 AsylVfG anzuerkennen. Es ist also festzustellen, dass in seiner Person die Vor-
aussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG vorliegen. 

3. Eine Entscheidung zu Abschiebungshindernissen nach § 60 Abs. 7 AufenthG, die ledig-
lich hilfsweise beantragt worden ist, kann im Hinblick auf die zuvor dargestellte Entschei-
dung zu § 60 Abs. 1 AufenthG unterbleiben (§ 31 Abs. 3 Nr. 2 AsylVfG analog). 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 und Abs. 2 VwGO i.V.m. § 83 b AsylVfG. 
Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. § 708 
Nr. 11, 711 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung statthaft, wenn sie von dem Niedersächsischen O-
berverwaltungsgericht zugelassen wird. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn  

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwal-
tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 
Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Urteils zu 
beantragen. Der Antrag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Lüneburg, 
Adolph-Kolping-Straße 16, 21337 Lüneburg, oder 
Postfach 2941, 21319 Lüneburg, 

zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die 
Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, muss sich vor dem Oberverwaltungsgericht 
durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne 
des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigten ver-
treten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich 
auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen 
im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beamte oder Angestellte mit Befä-
higung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommuna-
len Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen. 

 

          D. 


